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Versicherer hat  
Nachbearbeitungspflicht 
Obwohl das bAV-Geschäft für ausgeschiedene Vermittler erhebliche 
Rückprovisionsrisiken birgt, hat erst jetzt ein Obergericht Grundsätze für die 
Nachbearbeitungspflichten entwickelt.

Im Streitfall begehrte der Ver-
sicherer von der ausgeschiede-
nen Vertreterin die Rückzah-

lung von rund 69.000 Euro unverdienter 
Provisionsvorschüsse. Die Rückforde-
rung betraf nahezu ausschließlich Di-
rektversicherungen. Der Agenturvertrag 
endete zum 1. Februar 2014. Die Vertre-
terin hatte ihr Gewerbe abgemeldet und 
war seitdem bei einer anderen Versiche-
rung unselbstständig beschäftigt. Nach-
dem die Vertreterin einen ihr zum Ver-
tragsende mitgeteilten Saldo in Höhe von 
rund 74.000 Euro noch anstandslos aus-
geglichen hatte, verlangte der Versicherer 
sieben Monate später die Klageforde-
rung. Nunmehr verweigerte die Vertrete-
rin die Zahlung unter Hinweis darauf, 
dass der Versicherer die Forderung nicht 
hinreichend dargetan habe. Das Landge-
richt gab der Klage gleichwohl statt. Auf 
die Berufung wurde das Urteil aufgeho-
ben und die Klage abgewiesen.

In den Gründen führte der 7. Senat des 
Oberlandesgerichtes (OLG) München 
Folgendes aus. Verlange der Versicherer 
die Rückzahlung bevorschusster Provisi-
onen, müsse er darlegen und im Bestrei-

tensfalle nachweisen, dass die tatbestand-
lichen Voraussetzungen des Rückforde-
rungsanspruchs vorliegen. Trage der Ver-
sicherer nur die von stornierten oder bei-
tragsfrei gestellten Verträgen betroffenen 
versicherten Personen und die für jeden 
dieser Verträge deshalb entstehende 
Rückzahlungsforderung vor, seien diese 
beiden Angaben allein zur Prüfung nicht 
ausreichend, ob und gegebenenfalls in 
welcher Höhe Rückzahlungsansprüche 
gegeben seien. Vielmehr seien dazu auch 
Angaben zu den Stornierungsgründen 
und -zeitpunkten, zum Provisionssatz, 
zur Höhe der bereits ausgezahlten Provi-
sionen, zur Restlaufzeit des Versiche-
rungsvertrages und zu den vom Versiche-
rer unternommenen Nachbearbeitungs-
maßnahmen erforderlich. 

Die Vertreterin habe den unzurei-
chenden Vortrag des Versicherers als un-
substantiiert gerügt. Deshalb sei es Sache 
des Versicherers, die erforderlichen Tat-
sachen vorzutragen, deren Kenntnis er-
forderlich ist, um zunächst prüfen zu 
können, ob Rückforderungsansprüche 
dem Grunde nach bestehen, und sodann 
bejahendenfalls deren Höhe bestimmen 

zu können. Dabei habe der Versicherer 
eine geltend gemachte Saldoforderung so 
vorzutragen, dass diese durch das Gericht 
rechnerisch nachzuvollziehen und zu 
überprüfen sei. 

Teile der Versicherer für jeden Versi-
cherungsvertrag, für den er eine Provisi-
onsrückzahlung begehre, den Gesamt-
vergütungssatz in Promille, die Bewer-
tungssumme, die zurückgelegte Ver-
tragslaufzeit in Monaten sowie die vor-
schüssig bezahlte Provision mit und lie-
ßen sich hieraus die vorschüssig gezahlte 
Vergütung und die überzahlten Provisi-
onen in jedem Einzelfall berechnen, sei 
der Klagevortrag insoweit hinreichend 
substantiiert, wenn der Versicherer dar-
über hinaus auch noch für jeden Rück-
forderungsfall den Grund für die Nicht-
zahlung der Versicherungsprämie durch 
den Versicherungsnehmer und damit für 
den Nichteintritt der aufschiebenden Be-
dingung (Rückkauf, Beitragsfreistellung, 

Kompakt

■■ Werden bAV-Verträge notleidend, 
nachdem der versicherte Arbeit-
nehmer aus dem Betrieb des Ar-
beitgebers ausgeschieden ist, ent-
fällt die Nachbearbeitungspflicht.

■■ Bei anderen notleidenden bAV-
Verträgen obliegt es dem Versiche-
rer, dem noch unter Vertrag ste-
henden Vertreter rechtzeitig Stor-
nogefahrmitteilungen zu senden 
oder selbst nachzuarbeiten.
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Storno oder technische Änderung) dar-
lege.

Gemäß den §§ 87a Abs. 3 Satz 2, 92 
HGB entfalle der Provisionsanspruch im 
Falle der Nichtausführung des Geschäf-
tes nur, wenn und soweit die Nichterfül-
lung auf Umständen beruhe, die vom Un-
ternehmer nicht zu vertreten sind. Dies 
sei der Fall, wenn der Versicherer notlei-
dende Verträge in gebotenem Umfang 
nachbearbeitet habe. Dabei könne der 
Versicherer entweder Stornogefahrmit-
teilungen an den Vertreter versenden 
oder selbst nachbearbeiten. Eine Storno-
gefahrmitteilung genüge der Nachbear-
beitungspflicht jedoch nur, soweit der 
Vertreter noch in der Lage sei, Maßnah-
men zum Erhalt des notleidenden Versi-
cherungsvertrages zu treffen. Der Vertre-
ter dürfe also seine Handelsvertretertä-
tigkeit noch nicht eingestellt haben und 
nicht zu einer anderen Versicherungsge-
sellschaft gewechselt sein.

Mahnschreiben reicht nicht
Welche Maßnahmen eine ordnungsge-
mäße eigene Nachbearbeitung erfordere, 
sei eine Frage des Einzelfalles. Ein bloßes 
Mahnschreiben an den Versicherungs-
nehmer reiche grundsätzlich nicht aus, 
selbst wenn es auf die Vorteile der Versi-
cherung hinweise. Im Hinblick auf die 
Treuepflicht, Rücksicht auf das Provisi-
onsinteresse des Vertreters zu nehmen, 
seien ein aktives Tätigwerden sowie ein 
ernsthaftes und nachdrückliches Anhal-
ten des Versicherungsnehmers zur Erfül-
lung seiner Vertragspflicht erforderlich. 
Höchstrichterlich nicht entschieden sei 
bisher, ob der Versicherer gehalten sei, 
nach den Gründen für die Nichtzahlung 
zu forschen sowie nach einer gemeinsa-
men Lösung mit dem Versicherungsneh-
mer zu suchen und ob dafür eine persön-
liche Rücksprache mit dem Schuldner er-
forderlich sei.

Die Nachbearbeitungspflicht des Ver-
sicherers beziehe sich auch in Fällen der 
bAV nur auf die Rettung des den Provisi-
onsanspruch dem Grunde nach auslösen-
den Versicherungsvertrages. Der Versi-
cherer sei nicht verpflichtet, darauf hin-

zuwirken, dass der bedingt durch das 
Ausscheiden des Arbeitnehmers notlei-
dende Vertrag entweder mit dem Arbeit-
nehmer oder dessen neuem Arbeitgeber 
fortgesetzt werde. Denn hierbei handele 
es sich um den Abschluss eines neuen 
Vertrages. Daran ändere auch das Be-
triebsrentengesetz nichts. Zwar regele es 
die Unverfallbarkeit der bei einer bAV 
durch Entgeltumwandlung vom Arbeit-
nehmer bereits erworbenen Anwartschaf-
ten im Falle der vorzeitigen Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses. Auch ermögli-
che es dem Arbeitnehmer, die Altersver-
sorgung fortzuführen, um Versorgungs-
lücken zu verhindern. 

Diese Regelungen dienten jedoch nur 
dem Schutz des Arbeitnehmers. Sie sol-
len nicht vor dem (teilweisen) Verlust des 
Provisionsanspruchs des Vertreters 
schützen. Bei bAV-Verträgen, die vom 
Arbeitgeber aufgrund Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses mit der versicherten 
Person gekündigt und in der Folge vom 
Versicherer beitragsfrei gestellt werden, 
müsse der Versicherer daher nicht versu-
chen, den Arbeitnehmer als bislang ver-
sicherte Person zur Fortführung des Ver-
trages als Versicherungsnehmer oder den 
neuen Arbeitgeber der versicherten Per-
son zum Eintritt in den Versicherungs-
vertrag anstelle des bisherigen Arbeitge-
bers zu bewegen, um seiner Nachbearbei-
tungspflicht zu genügen.

Vertragsfortführung möglich
In anderen Beitragsfreistellungsfällen als 
denen des Ausscheidens der versicherten 
Person aus dem Betrieb des Versiche-
rungsnehmers (zum Beispiel bei Eintritt 
der versicherten Person in den Mutter-
schutz beziehungsweise die Elternzeit 
oder bei Krankheit der versicherten Per-
son ohne Lohnfortzahlung) bestehe da-
gegen grundsätzlich eine Nachbearbei-
tungspflicht des Versicherers. Denn inso-
weit dauere das der bAV zugrunde lie-
gende Arbeitsverhältnis der versicherten 
Person mit dem Versicherungsnehmer 
fort, sodass auch eine Fortführung des 
vermittelten Versicherungsvertrages 
möglich sei. Nur wenn der Versicherer 

darlege und nachweise, dass eine Nach-
bearbeitung von vornherein aussichtslos 
sei, entfalle die Nachbearbeitungspflicht.

Im bAV-Geschäft bestehe eine Nach-
bearbeitungspflicht jedenfalls, wenn von 
einem Interesse des Arbeitgebers an einer 
Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses mit 
der versicherten Person auszugehen sei, 
sodass der Arbeitgeber unter Umständen 
zur Erhaltung seines Personalstammes 
bereit sei, während der Fehlzeit der versi-
cherten Person die Beiträge zur betrieb-
lichen Altersversorgung aus eigener Ta-
sche zu bezahlen.

Seien notleidende Direktversicherun-
gen zugunsten von Beschäftigten in Al-
ten- und Pflegeheimen abgeschlossen 
worden, müsse davon ausgegangen wer-
den, dass ein Interesse des Arbeitgebers 
an der Fortführung der Arbeitsverhält-
nisses bestehe bezogen auf die Arbeit-
nehmer, die in Mutterschutz/Elternzeit 
gehen. Dies müsse erst recht gelten, wenn 
ein Mangel an Altenpflegekräften herr-
sche. In diesen Fällen sei ein Erfolg einer 
etwaigen Nachbearbeitung nicht von 
vorneherein ausgeschlossen. Deshalb 
müsse sich der Versicherer zu den von 
ihm unternommenen Nachbearbeitungs-
maßnahmen äußern. Dies gelte auch für 
die Fallgruppe der versicherten Personen, 
die länger als sechs Wochen krank und 
daher ohne Lohnfortzahlung seien.� ■

Mehr Infos

Tipps und Informationen rund ums 
Thema Vertriebsrecht finden Sie auf 
der Homepage von Blanke Meier 
Evers, Bremen, unter www.bme-
law.de oder bei Rechtsanwalt Jür-
gen Evers, Telefon: 04 21/69 67 70.
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